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(A) Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mit
einem Dank für das Lob beginnen, was hier von Herrn
Dr. Schrörs und Herrn Dr. Kuhn für die Antwort des
Senats ausgesprochen wurde. Ich bin deshalb froh
über das Lob, weil es stimmt: Wir haben uns außer-
gewöhnlich viel Mühe mit dieser Antwort gegeben
und geben müssen, weil die Anfrage quer liegt zu
dem, was wir sonst bekommen, weil wir uns richtig
anstrengen mussten, die Verwaltungswege zu ver-
lassen, uns neue Gedanken zu machen, und das hat
uns gut getan und Freude bereitet. Das ist aber na-
türlich auch mit hohem Aufwand verbunden, und ich
verspreche nicht, dass wir das jetzt immer in gleichem
Maße machen können.

Wir haben uns aber auch deshalb viel Mühe ge-
geben, weil es wichtig ist, mit einer Haltung an die-
ses Problem heranzugehen, die zeigt, dass wir der
Opfer dessen, was da passiert ist, gedenken. Die Opfer
sind diejenigen, die arbeitslos werden, die jetzt kurz-
arbeiten müssen, die dauerhaft arbeitslos sein wer-
den, die um ihre Alterssicherung gebracht werden,
und diejenigen Menschen in vielen anderen armen
Ländern, die aufgrund der Wirtschaftskrise eine wirt-
schaftliche Entwicklung, wie sie geplant oder erhofft
war, nicht bekommen werden. Ich finde, dass man
bei all dem Streit und den Auseinandersetzungen über
den richtigen Weg nicht vergessen darf, dass es dort
sehr viele Mensche gibt, die von uns ernsthafte Ant-
worten erwarten und die auch zu Recht erwarten kön-(B)
nen, dass wir die Sache hier nicht mit einer Debatte
erledigen.

Von den Verheerungen, die das in den Staatshaus-
halten anrichtet, möchte ich hier überhaupt nicht spre-
chen. Morgen werden wir dazu noch Gelegenheit
haben. Es ist Konsens, dass der Senat sich gemein-
sam einsetzen wird – da ist der Antrag der Koalition
Unterstützung für uns – für weitere Transparenz, dafür
dass wir letztendlich erfolgversprechende Wege nur
auf europäischer Ebene gehen können, dass wir un-
abhängige Ratingagenturen brauchen, dass wir uns
für Regeln einsetzten müssen, die Anreize für eine
nachhaltige Geschäftspolitik schaffen.

Ich sage Ihnen auch: Es gibt Bereiche, da sollte man
schlicht und einfach mit Verboten agieren. Wer auf
sinkende oder steigende Getreidepreise wettet, was
haben wir damit zu tun? Das gehört in den Bereich
des illegalen Glücksspiels oder, wenn es ganz schlimm
läuft, auch legalen Glücksspiels, aber da würde der
Staat wenigstens noch etwas davon abbekommen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben es mit einer Veränderung unserer Wirt-
schaft zu tun. Unsere Regeln und auch die Katego-
rien  in  unseren  Köpfen  werden  von  dem  Ideal  des
nachhaltig wirtschaftenden Familienbetriebs domi-
niert, in dem man sich im Wesentlichen darauf ver-

lassen kann, dass nicht alles von heute auf morgen (C)
verzockt wird, dass sich die Unternehmer, die Eigen-
tümer, Gedanken darüber machen, was heute ist, was
morgen ist, was in zehn und in 20 Jahren ist. Jetzt
stellen wir aber fest, dass ein wesentlicher Teil der
Wirtschaft mittlerweile kurzfristige Renditeinteressen
bedient. Entschleunigung ist hier mehrfach genannt
worden als Idee, wie man das in den Griff bekom-
men kann, oder als Leitbegriff für das In-den-Griff-
Bekommen.

Es gibt viel Kapital, das sich Anlegeformen oder
Anlegemöglichkeiten sucht, und es gibt, glaube ich,
in diesem großen und starken Wirtschaftsbereich eine
schleichende Enteignung von kleineren Anteilseig-
nern.  Die  große  Monopolisierung,  die  in  unserem
Wirtschaftssystem stattfindet, schlägt sich auch da nie-
der. Wir kommen gemeinsam zu dem Ergebnis, dass
die Wirtschaft, wenn sie zu einem großen Teil vom
Funktionieren geprägt ist, Schaden anrichtet, Scha-
den für die Menschen und die Wirtschaft und das auch
noch global. Das ist eigentlich erst der Anfang, es ist
schon viel passiert, aber wir werden noch viel mehr
über die Funktionsweise dieses Teils der Wirtschaft
lernen  müssen.  Ich  finde  eine  Finanzumsatzsteuer
richtig. Wer jetzt vom Staat verlangt, dass er die ganze
Sache aus dem Dreck zieht, muss auch sicherstellen,
dass er auch von dieser Art des Geldverdienens sei-
nen Anteil abbekommt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ (D)
Die Grünen)

Fangen wir einfach einmal so an: Banken werden
wieder lernen müssen, dass sie Dienstleister sind und
kein Selbstzweck. Das wird in keinem Gesetz stehen,
sondern das hat ganz viel damit zu tun, was wir für
Ansprüche stellen und mit welcher Haltung wir an
die ganze Sache herangehen. Lassen Sie uns gemein-
sam dafür sorgen, dass ein Leben, eine gesellschaft-
liche Zuschreibung, die Protz, Hochmut und Hybris
für tough hält, geächtet wird und dass Menschen, die
für so etwas stehen, nicht ausgerechnet auch noch
zu Beratern der Politik gemacht werden!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Managergehälterbesteuerung: Offensichtlich
ist es sehr umstritten, ob man als Staat so weit in die
Unternehmen eingreifen darf, dass man dafür Vor-
schriften macht. Was aber mit Sicherheit geht, ist, dass
wir fragen: Ist es wirklich richtig, dass Gehälter von
der Steuer abgesetzt werden können, die so hoch sind,
dass Menschen in einem Monat so viel verdienen,
wie andere, die in derselben Gesellschaft leben, in
ihrem ganzen Leben nicht erreichen können? Von der
Steuer absetzen können heißt, die Gemeinschaft, der
Staat, fördert diese hohen Gehälter durch Steuerfrei-
stellung, durch Abziehen von den Unkosten des Un-
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(A) ternehmens, und da sage ich: Nein! Ich finde, dass
wir zu Regelungen kommen müssen, bei denen der
Staat Grenzen nennt. Wenn ein Unternehmen dann
der Auffassung ist, dass man darüber hinaus dicke
Autos fahren will oder ganz große Gehälter zahlen
muss, kann man das vom Gewinn abziehen, dann ist
es das Privatvergnügen, so wie es hier immer dar-
gestellt wird. Ich finde nicht, dass die Gemeinschaft
das zahlen soll!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich möchte gern noch einen Punkt nennen, das ist
nämlich  die  Verantwortung  eines  jeden  Einzelnen.
Es gibt eine Verantwortung der Banken, des Staa-
tes, des Gesetzgebers, der rot-grünen Bundesregie-
rung und aller anderen auch. Darüber ist gesprochen
worden. Es gibt aber auch eine Verantwortung der
Einzelnen. Es sind Menschen gewesen, die sich von
Bankberaterinnen und Bankberatern haben dadurch
blenden lassen, dass man ihnen Renditen von 12, 15
oder 20 Prozent versprochen hat, und die einer Phi-
losophie gefrönt haben, dass hier bei uns nur die Dum-
men arbeiten. Verbraucherinnen und Verbraucher,
das sind wir alle gewesen, brauchen bessere Regeln
und Unterstützung! Sie haben aber auch eine Ver-
antwortung, und alles, was wir vorhaben, wird nicht
dafür sorgen können, dass es eine hundertprozenti-
ge Sicherheit gibt. Wir müssen lernen, dass es nicht

(B) ausreichend ist, uns damit zu beschäftigen, ob die Tü-
tensuppe Glutamat enthält, ob mit Genmais verun-
reinigte Lebensmittel im Verkehr sind, ob wir regio-
nal wirtschaften, ob Strahlenbelastung existiert, und
immer wie viel Kalorien, wie viel Zucker darin ist, all
das, was wir bei den Dingen mehr oder weniger be-
achten, die uns im täglichen Leben interessieren.

Wir werden bei unseren Geldanlagen auch zu der
Frage zurückkommen müssen: Was ist meine eige-
ne Verantwortung? Wird das Geld, das ich jemandem
anvertraue, eingesetzt, um auf Lebensmittelpreise zu
spekulieren, oder wird es für die Rüstungsindustrie
eingesetzt, richtet es irgendwo anders auf der Erde
Verheerung an, oder kann ich dazu stehen, was mit
diesem Geld passiert, und bin dann allerdings bereit,
darauf zu verzichten, dass solche Renditeerwartun-
gen in mir geweckt und vielleicht sogar erfüllt werden?

Ein Wirtschaftssystem ohne Bodenhaftung, rein spe-
kulativ und virtuell, dient nicht dem Gemeinwesen,
und wir werden das nur in den Griff bekommen, wenn
wir gemeinsam Funktionsweisen ächten, die einen
glauben machen, dass man sich entkoppeln kann und
dass man, wenn man besonders clever ist, auch ohne
Arbeit reich werden kann. Ich wünsche mir, dass das
ganz wenigen Menschen gelingt, ohne Arbeit reich
zu werden, und ich wünsche mir noch mehr, dass der
Staat, wenn es gelingt, dann einen gerechten Anteil
davon abbekommt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden noch mehrere Debatten darüber füh- (C)
ren, und ich wünsche mir von Ihnen, dass Sie dem
Senat dabei helfen, nicht zu vergessen, dass wir es
da mit einem sehr wichtigen Bestandteil unserer Ge-
sellschaft zu tun haben, auch zum Beispiel bei der
Frage: Wie ist der Wirtschaftsunterricht und Politik-
unterricht in den Schulen? Dass wir jungen Menschen
helfen, eine Einstellung, eine Einschätzung und Kom-
petenzen in diesem Bereich zu gewinnen! Ich glau-
be, dass wir das alle ziemlich gut gebrauchen kön-
nen, dieses Thema hier regelmäßig auf der Agenda
zu haben, und der Senat selbstverständlich Rechen-
schaft darüber ablegt, was wir getan haben.

Letzter Gedanke: Die Bremer Landesbank freut sich
natürlich über Rückendeckung. Die Pauschalverur-
teilung der Landesbanken – es ist gerade ein biss-
chen besser geworden, aber in den letzten Monaten
war das zum Teil schon sehr ätzend – trifft auch un-
sere Bremer Landesbank. Ich habe gehört, dass Ver-
treter  der  Landesbank  in  den  Haushaltsausschuss
eingeladen worden sind, darüber freue ich mich. Auch
das dient der Versicherung von uns allen, ob da Dinge
passieren, zu denen wir stehen können – das Unter-
nehmen gehört Bremen zu einem nicht unerheblichen
Teil –, oder ob wir Dinge finden, die wir nicht in Ord-
nung finden.

Verlangen Sie auch Rechenschaft vom Aufsichts-
rat! Sie müssen beurteilen können, ob ich da in ei-
ner Richtung agiere, die Caymaninseln können es ru-
hig sein, dafür habe ich ein bisschen mehr Geld für (D)
den Staatshaushalt, so wie es ja in den Landesban-
ken einiger Bundesländer gewesen ist, oder ob ich
dem Gedanken der Nachhaltigkeit und dem Schutz
bremischen Vermögens diene und mich in so einer
Richtung verhalte. Sie müssen sich selbst in den Stand
setzen, das zu beurteilen, und dafür bin ich Ihnen Re-
chenschaft schuldig, und das werde ich auch gern tun.
Letztendlich werden wir gemeinsam, was die Lan-
desbank und andere öffentliche Unternehmen betrifft,
uns vielmehr darüber verständigen müssen: Was wol-
len wir denn, was ist der Ethos öffentlicher Unterneh-
men, was wollen wir denn von denen?

Bei dem Umgang mit den Landesbanken in eini-
gen anderen Bundesländern bisher war das völlig klar!
Die wegbrechenden, unsicheren Staatsfinanzen der
Länder haben sich dann da niedergeschlagen, sodass
die Finanzminister über jeden Euro froh waren, den
sie aus den Landesbanken herausholen konnten, was
dann zu der absurden Erscheinung führt, dass der
Staat sich selbst darüber freuen muss, wenn ihm und
seinen Besitztümern – in diesem Fall den Landesban-
ken – Steuersparmodelle auf den Caymaninseln ge-
lungen sind.

Diese Absurdität werden wir hier jedenfalls nicht
machen, und ich finde auch, dass uns allen eine öf-
fentliche Debatte über den Ethos öffentlicher Unter-
nehmen ganz gut tun würde. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)


